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Länderspezifische Empfehlungen der EU-Kommission: dbb sieht „Licht und 
Schatten“ 
 
(dbb) Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt sieht in den am 2. Juni 2014 von der 
EU-Kommission veröffentlichten länderspezifischen Empfehlungen „Licht und Schatten“. 

Dauderstädt: „Zeichen der wirtschaftlichen Erholung in den Krisenstaaten stehen neue 
Sorgen um die sozioökonomische und politische Entwicklung Frankreichs, aber auch die 

finanzielle Stabilität Italiens gegenüber.“  

 
Zufrieden zeigte sich der dbb Bundesvorsitzen-

de mit den Empfehlungen für Deutschland. 
„Der Bericht betont die Notwendigkeit öffentli-

cher Investitionen. Die Kommission regt 
wachstumsfördernde Impulse an. Das wäre 

auch aus unserer Sicht wichtig“, so Dauders-

tädt. Verständnis zeigte er für die Kritik an der 
deutschen Rentenpolitik. „In Europa könnte 

der Eindruck entstehen, Deutschland mache 
die große Rentenreform rückgängig.“  

 
Die Empfehlungen an Deutschland zeigten 

deutlich, dass die EU-Kommission die zum 1. 

Juli 2014 in Kraft tretenden Rentenregelungen 
als unzeitgemäß beurteile. „Ich sehe auch die 

Gefahr, dass unsere europäischen Partner, die 
noch schwierige Rentenreformen vor sich ha-

ben, nun meinen, sie müssten weniger oder 

sogar nichts mehr tun. Das wäre natürlich ein 
ganz falsches Signal.“ Gegenüber Brüssel müs-

se verdeutlicht werden, dass die in Deutsch-
land erfolgte Reform nicht in Frage gestellt 

werde. „Wer 45 Jahre durchgehend berufstätig 

war, kann früher als mit 67 Jahren in Rente 
gehen. Das wäre überall in Europa mit den 

Reform- und Stabilitätszielen vereinbar. Die 
Regelaltersgrenze von 67 Jahren, die wir ab 

dem Jahrgang 1964 haben, bleibt bestehen. 
Das gilt für Angestellte wie für Beamte.“ Von 

einem Aufweichen der Reformen könne daher 

keine Rede sein.  
 

Auch die Mütterrente sei differenziert zu se-
hen. „Die Mütterrente kann durchaus als eine 

gerechte Anerkennung der Lebensleistung von 

Frauen gesehen werden, die noch nicht von 
den Politiken profitieren konnten, die wir inzwi-

schen für eine bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf haben.“ Auch das müsse selbst-

verständlich für alle gelten, für weibliche Ange-
stellte wie für Beamtinnen. „Das Geld dafür 

aus der Rentenkasse zu nehmen, ist kurzsich-

tig. Für versicherungsfremde Leistungen wie 
die Mütterrente hätten Steuermittel eingesetzt 

werden müssen.“  
 

Skeptisch sieht Dauderstädt die Kritik 
Brüssels an der öffentlichen Auftragsver-
gabe in Deutschland. „Wir haben das de-
mokratische Prinzip der kommunalen 
Selbstverwaltung als ganz wichtigen Ver-
fassungsgrundsatz. Die öffentliche Da-
seinsvorsorge ist eine staatliche Aufgabe.“ 
Weitere Deregulierung und Privatisierung 
ohne eine effektive soziale Folgenabschät-
zung lehne der dbb ab. 
(01/23/14) 

 
 

Silberbach zu Plänen der EU-Kommission: 
Im Gesundheitssystem soll der Mensch im Mittelpunkt stehen“  
 
(dbb) „Im Gesundheitssystem sollte zuerst der Mensch im Mittelpunkt stehen, nicht das 

Geld“, sagte der stellvertretende dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach am 12. Juni 
2014 in Berlin. Damit reagierte er auf eine Mitteilung der EU-Kommission, nach der diese 

in den nationalen Gesundheitssystemen verstärkt das Verhältnis von Kosten und Nutzen 

überprüfen lassen will. „Effizienz ist wichtig. Aber es besteht die Gefahr, dass wir unsere 
Gesundheit irgendwann nur noch unter wirtschaftlichen Aspekten betrachten. 

Wir wissen bereits, wohin das führt.“ 

 
In der Vergangenheit seien durch diese Fixie-
rung auf die Wirtschaftlichkeit kurzsichtige 

Einsparungen vorgenommen worden. „In der 

Regel auf Kosten der Patienten und der Be-

schäftigten. Das muss ein Ende haben“, stellte 
Silberbach klar. Beispielsweise hätten sich in 

den Pflegeberufen die Arbeitsbedingungen 

massiv verschlechtert. „Darunter leiden die 
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Pflegebedürftigen und die Pflegenden glei-
chermaßen. Mit weiteren Rationalisierungen 

werden wir die Situation nur verschärfen.“ 
 

Es sei grundsätzlich richtig, sagte der dbb Vize, 

dass die EU-Kommission den hohen Stellen-
wert der Gesundheitssysteme würdige und sich 

um eine bessere Abstimmung zwischen EU-
Mitgliedstaaten bemühe. „Die Finanzierung und 

Organisation der nationalen Gesundheitssys-
teme fällt aber eindeutig in die Zuständigkeit 

der jeweiligen Mitgliedstaaten – und daran darf 

nicht gerüttelt werden.“ 
(02/23/14) 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

NRW-Verfassungsgerichtshof verhandelt Nullrunden für Beamte 
 
(dbb) Die von der NRW-Landesregierung beschlossenen Nullrunden für 230.000 Landes- 

und Kommunalbeamte sowie Richter in Nordrhein-Westfalen werden am 18. Juni  2014 

vor dem Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen verhandelt.  

 
Nicht zuletzt auf Betreiben des DBB NRW hat-
ten 91 Oppositionsabgeordnete des Düsseldor-

fer Landtags einen Normenkontrollantrag ein-
gereicht. Roland Staude, Vorsitzender des DBB 

NRW, zeigte sich zuversichtlich, dass die 

obersten Verfassungsrichter des Landes die 
Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 

durch die verminderte Erhöhung der Besol-
dung bei den Beamten der Besoldungsgruppen 

A11 und A 12 und erst recht den gänzlichen 
Ausschluss ab der Besoldungsgruppe A 13 

erkennen. Letztlich sei das als ein Zurückblei-

ben der Alimentation und damit als ein Verstoß 
gegen den Grundsatz der amtsangemessenen 

Besoldung und Artikel 33 Absatz 5 des Grund-
gesetzes zu werten. 

 

Mit der Klage wollen die Vertreter von CDU, 
FDP und Piraten überprüfen lassen, ob das 

Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versor-
gungsbezüge für die Jahre 2013 und 2014 

gegen die verfassungsrechtlich abgesicherten 
Grundsätze des Berufsbeamtentums verstößt. 

Staude: „Bereits das Bundesverwaltungsgericht 
hat in seinen zwei letzten Entscheidungen 

Nullrunden für verfassungswidrig erklärt und 
betont, dass die Besoldung der Beamten und 

Richter entsprechend der Tarifabschlüsse im 

öffentlichen Dienst anzupassen ist." (Urteil 
vom 27.2.2014, Az.: 2 C 1.13). 

 
Mit dem im Juli 2013 verabschiedeten Besol-

dungsanpassungsgesetz erhielten lediglich 
Beamte bis zur Besoldungsgruppe A 9 die Ge-

haltserhöhungen, die auch für die Tarifbe-

schäftigten im Landesdienst vereinbart worden 
sind (Erhöhungen der Gehälter von 2,65 % in 

2013 und ab 01.01.2014 um 2,95 %). Die rot-
grüne Landesregierung hatte zur Haushalts-

konsolidierung Beamten mit der Einstufung A 

11 und A 12 nur eine Erhöhung von einem 
Prozent zugestanden und höhere Besoldungs-

gruppen und Richter für 2013 und 2014 mit 
Nullrunden belegt. 

(03/23/14) 

 
 

Einigung: 2.000 Lehrer mit DDR-Ausbildung bekommen sichere  
Beförderungsperspektive 
 

(dbb) Am 1. Januar 2017 werden in Thüringen alle rund 2.000 betroffenen Grundschulleh-
rer mit DDR-Ausbildung gleichberechtigt mit ihren Kollegen eingruppiert sein. Das haben 

der Thüringer Beamtenbund tbb, Finanzministerium und Ministerium für Bildung, Wissen-

schaft und Kultur sowie der Thüringer GEW-Landesverband am 6. Juni 2014 gemeinsam 
mitgeteilt.  

 
In der Zwischenzeit wird die Besoldung für alle 
Betroffenen mit dem 1. Januar 2015 begin-

nend gleichmäßig in drei Schritten auf A12 
angehoben. Damit hat jeder Betroffene eine 

klare Angleichungsperspektive. Diese Perspek-
tive gilt für Tarifbeschäftigte und Beamte glei-

chermaßen. Außerdem sind die Anhebungen 
der Zwischenschritte ruhegehaltsfähig. Regulä-
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re Beförderungsmöglichkeiten bleiben davon 
unberührt.  

 
Auf dieses Ergebnis hatten sich Finanzminister 

Wolfgang Voß, Bildungsminister Christoph 

Matschie und die Vorsitzenden von tbb und 
GEW, Helmut Liebermann und Torsten Wolf, 

im Rahmen eines Spitzengesprächs geeinigt. 

Liebermann: „Die seit dem 1. August 1999 
offene Hängepartie wird mit dem eingegange-

nen Kompromiss zu einem akzeptablen Ab-
schluss gebracht und eine offene Baustelle der 

Angleichung Ost an West geschlossen. Dass es 

darüber hinaus keinen Beförderungsstopp ge-
ben wird, ist ebenfalls positiv zu werten.“ 
(04/23/14) 

 

 

dbb Hessen fordert Transparenz bei TTIP-Verhandlungen  
 
(dbb) Die Landesvorsitzende des dbb Hessen, Ute Wiegand-Fleischhacker, hat eine „offe-

ne Kommunikation und Transparenz bei den Verhandlungen über ein Transatlantisches 
Handels- und Investmentpartnerschaft (TTIP)“ angemahnt.  

 
Bei einem Treffen des hessischen Europakomi-

tees mit dem US-Generalkonsul Kevin C. Milas 
am 10. Juni 2014 sagte Wiegand-

Fleischhacker: „Es ist dringend notwendig, die 

Verhandlungen so zu gestalten, dass die Bür-
gerinnen und Bürger informiert sind. Selbstver-

ständlich erwartet der dbb Hessen, dass auch 
die Sozialpartner einbezogen werden. Nur 

Transparenz schafft Akzeptanz.“ 
 

Zuvor hatte Generalkonsul Kevin C. Milas über 

aktuelle Entwicklungen in den Beziehungen 

zwischen den USA und Europa berichtet. Dabei 

hatte er das derzeit verhandelte TTIP (Ab-
kommen über Transatlantische Handels- und 

Investmentpartnerschaft) als wichtigstes Ab-

kommen seit dem Marshall-Plan bezeichnet. 
TTIP werde den transatlantischen Markt mit 

rund 800 Millionen Verbrauchern zum größten 
Handelsblock gestalten. Dies werde positive 

Auswirkungen auf die Weltwirtschaft haben. 
(05/23/14) 

 

 

dbb schleswig-holstein: Wir erwarten zeit- und inhaltsgleiche Übertragung  
 
(dbb) Zum 1. Juli 2014 steigen die Bezüge der schleswig-holsteinischen Abgeordneten um 
2,3 Prozent. Die schleswig-holsteinische dbb-Landesvorsitzende Anke Schwitzer verwies 

am 5. Juni 2014 darauf, dass diese Erhöhung auf gesetzlicher Grundlage erfolge und 

rechtmäßig sei. Allerdings passierten die Gehaltssteigerungen der Abgeordneten dadurch 
aber auch nahezu automatisiert und blieben so den kritischen Blicken der Öffentlichkeit 

weitgehend verborgen. „Es wäre wünschenswert, dass der Landtag sich trotz der gelten-
den Gesetzeslage mit anstehenden Einkommenserhöhungen seiner Parlamentarier aus-

drücklich befasst, so wie er das für andere Gruppen ebenfalls tut“, gab Schwitzer zu be-
denken.  

 
„Zu diesen Gruppen gehören auch die Beam-

tinnen und Beamten im Lande. Für sie erfolgen 

Besoldungsanpassungen nicht immer so rei-
bungslos: Der dbb und seine Mitgliedsgewerk-

schaften müssen am Ende jeder Einkommens-
runde gegen Widerstände zur Übernahme von 

Tarifabschlüssen ankämpfen“, so Schwitzer 

weiter.  
 

„Gehaltsanpassungen sind richtig und auch 

objektiv berechtigt“, sagte Schwitzer. Es sei 

deshalb nur konsequent, wenn Tarifergebnisse 
im öffentlichen Dienst zeit- und inhaltsgleich 

auf die Beamtinnen und Beamten übertragen 
werden. „Wir erwarten daher, dass dies in der 

nächsten Einkommensrunde 2015 in Schles-

wig-Holstein so umgesetzt wird.“  
(06/23/14) 
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dbb saar gegen Deckelung der Bezahlung 
 
(dbb) Nach den jüngsten Sparplänen der saarländischen Landesregierung, den Anstieg 

der Beamtengehälter bis 2017 auf jeweils 1,5 Prozent zu begrenzen, hat der dbb saar mit 
dem Ausstieg aus den Konsensgesprächen zum Umbau der Landesverwaltung gedroht.  

 
Der dbb - Landesbund brachte seine Befürch-

tung zum Ausdruck, dass die saarländischen 
Beamten von der allgemeinen Einkommens-

entwicklung abgekoppelt werden könnten. Für 

diesen Fall kündigte der Landesvorsitzende 
Ewald Linn an, notfalls den Rechtsweg zu ge-

hen. Das habe man ja bereits nach der Null-
runde 2011 angedroht, so Linn.  

 

Dem Saarländischen Rundfunk sagte Linn am 
5. Juni 2014, mit dem Sparen sei man seiner 

Ansicht nach bereits am Ende: „Da schnüren 

wir uns selbst den Hals zu.“ Der dbb saar for-
dert einen Altschuldenfonds. Damit wären 

andere Voraussetzungen gegeben. 
(07/23/14) 

 

 

BDZ sieht Durchbruch: Stellenhebungen im gehobenen Dienst 
 
(dbb) CDU-Bundestagsabgeordneter Norbert Brackmann hat gegenüber dem BDZ-
Bundesvorsitzenden Dieter Dewes in einem Gespräch am 3. Juni 2014 in Berlin umfang-

reiche Stellenhebungen im gehobenen Zolldienst und eine deutliche Erhöhung der Einstel-
lungszahlen in der Bundeszollverwaltung angekündigt. Brackmann sagte, die neuen ge-

setzlichen Aufgaben der Übernahme der Kraftfahrzeug-Steuer und der Kontrolle des flä-

chendeckenden Mindestlohns erforderten den größten Personalaufwuchs in der Geschich-
te des Zolls.  

 

Brackmann, der als Mitglied des Bun-
destagshaushaltsausschusses Berich-
terstatter für den Einzelplan 08 (Bundes-
finanzministerium) ist, kündigte an, dass 
nach Abschluss der Etatberatungen im 
Haushalt 2014 insgesamt 657 Stellen-
hebungen im gehobenen Zolldienst vor-
gesehen sind. Im Rahmen von Stellen-
umwandlungen entstünden 150 neue 
Stellen allein im Eingangsamt dieser 
Laufbahn. Den Hebungen waren intensi-
ve Verhandlungen von Dewes mit Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble 
und Staatssekretär Werner Gatzer vo-
rausgegangen. 
 

Dewes machte deutlich, dass ein „Stel-
lenhebungsprogramm“ für den gehobe-
nen Zolldienst dringend notwendig ist. 
Die Angehörigen dieser Laufbahn hätten 
viel zu lange auf entsprechende Plan-
stellen gewartet. Nur mit der Aussicht 
auf Beförderungen und Aufstiege ergä-

ben sich berufliche Entwicklungsmög-
lichkeiten, die sich positiv auf die Quali-
tät der Aufgabenerledigung auswirkten. 
Dewes verwies auf die BDZ-
Forderungen nach zusätzlichem Perso-
nal für die Finanzkontrolle Schwarzar-
beit, die Kraftfahrzeugsteuer-
Festsetzungsstellen, aber auch für ande-
re stark belastete Arbeitsbereiche des 
Zolls und machte deutlich, dass die Be-
schäftigten zu Recht eine bessere Stel-
lenausstattung und langfristige Perspek-
tiven erwarten. Dabei dürften die Flug- 
und Seehäfen nicht außer Acht gelassen 
werden. Wenn die neuen gesetzlichen 
Aufgaben effektiv wahrgenommen wer-
den sollten, dürfe sich das Bundesfi-
nanzministerium nicht – wie häufig in der 
Vergangenheit – als „Einsparressort“ 
erweisen, sondern müsse eine langfristi-
ge Personalpolitik betreiben.  
(08/23/14) 
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komba und  BTB unterstützen Einführung von Europäischem Berufsausweis 
 
(dbb) Zu den Freiheiten im europäischen Binnenmarkt gehört die freie Berufsausübung. 

In der Praxis wird diese aber häufig durch uneinheitliche Abschlüsse und verschiedene 
Berufsbilder erschwert. Die Europäische Kommission prüft deshalb, einen Europäischen 

Berufsausweis für Krankenpflegepersonal, Ärzte, Apotheker, Physiotherapeuten, Ingeni-
eure, Bergführer und Immobilienmakler einzuführen und befragte deshalb europaweit 

Interessensvertreter.  

 
Der Europäische Berufsausweis soll die Aner-

kennung der beruflichen Qualifikationen er-
leichtern und Angehörigen reglementierter 

Berufe ermöglichen, überall in der EU zu arbei-
ten. Dazu sollen die zuständigen Behörden der 

Herkunftsländer stärker einbezogen und elekt-

ronische Verfahren selbstverständlicher ge-
nutzt werden. Auch die dbb Gewerkschaften 

komba und BTB beteiligten sich an der Konsul-
tation. 

 

„Besonders in der Krankenpflege gibt es lange 
und umständliche Anerkennungsverfahren. 

Mobilität wird dadurch erschwert und häufig 
sogar ganz verhindert“, erläuterte der Vorsit-

zende der komba Gewerkschaft und dbb Vize 
Ulrich Silberbach. „Wir brauchen deshalb drin-

gend ein einfacheres, transparenteres und 

nutzerfreundlicheres Anerkennungsverfahren 

von Berufsqualifikationen.“ Der Europäische 
Berufsausweis könne ein wichtiger Baustein 

dazu sein. 
 

Bernd Niesen, Vorsitzender der BTB Gewerk-

schaft Technik und Naturwissenschaft, wies 
darauf hin, dass die Einführung des Berufs-

ausweises nur mit weiteren Konsultationen der 
Interessensvertreter umgesetzt werden könne. 

„Es gibt viele nationale Besonderheiten, die bei 

einem solchen System bedacht werden müs-
sen. Nur wenn die Praktiker befragt werden, 

kann sichergestellt werden, dass der Berufs-
ausweis Mobilität erleichtert und nicht er-

schwert.“  
(09/23/14) 

 
 

Stärkeres Engagement gegen Einbruchskriminalität gefordert 
 
(dbb) Konkrete Konzepte gegen die steigende Zahl von Wohnungseinbrüchen hat die 

Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) vor der am 11. Juni 2014 in Bonn beginnenden 

Innenministerkonferenz (IMK) gefordert. DPolG - Bundesvorsitzender Rainer Wendt sag-
te: Die jüngsten Zahlen der bundesweiten polizeilichen Kriminalstatistik mit dem höchs-

ten Stand an Einbrüchen seit fast 20 Jahren müssen die Innenminister von Bund und Län-
dern wachrütteln. Gefragt ist jetzt die Entwicklung einer bundesweiten Strategie, die den 

oft überregional und professionell agierenden Einbrecherbanden das Handwerk legt.“ 

 
Bundesinnenminister Thomas de Maizière und 
NRW-Innenminister Ralf Jäger seien mit dem 

Instrument der integrierten Verkehrsüberwa-

chung auf dem richtigen Weg. „Diese ermög-
licht es, im Rahmen normaler Verkehrskontrol-

len Straftaten aus anderen Deliktbereichen 
aufzudecken. Das muss Standard bei jeder 

polizeilichen Kontrolle im Verkehrsbereich wer-

den. Gerade bei der Einbruchskriminalität hat 
es die Polizei oft mit reisenden Tätern zu tun, 

die ihr Diebesgut in Kraftfahrzeugen außer 
Landes bringen.“ 

 

„Die besten Konzepte nutzen allerdings nichts, 
wenn die Landesregierungen nicht ausreichend 

finanzielle Mittel und Personal zur Verfügung 
stellen“, stellte Wendt weiter fest. Die Aufklä-

rungsquote bei Einbruchskriminalität von nur 

knapp 15 Prozent sei ein Indiz für mangelnde 
Kapazitäten.  

(10/23/14) 
 

 

Philologenverband gegen Rettung des „Turboabiturs“ um jeden Preis 
 
(dbb) Gegen eine Rettung des sogenannten Turboabiturs um jeden Preis hat sich der Vor-
sitzende des deutschen Philologenverbandes (DPhV), Heinz-Peter Meidinger, gewandt. 
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Den Aufruf von Hochschulprofessoren, Arbeitgeberfunktionären, GEW-
Vorstandsmitgliedern und ehemaligen Schulsenatoren, den Nachmittagsunterricht im 

achtjährigen Gymnasium weiter zu reduzieren und die bisherige Mindestgrenze von 265 
Jahreswochenstunden von der 5. Klasse bis zum Abitur durch die Kultusministerkonferenz 

aufheben zu lassen, bezeichnete Meidinger am 10. Juni 2014 als „letzten verzweifelten 

Versuch, das G8 in den alten Bundesländern zu retten“. 

 
Der DPhV-Vorsitzende erinnerte daran, dass 
bereits durch die Gymnasialzeitverkürzung 

rund 15 bis 20 Jahreswochenstunden insbe-
sondere in den Kernfächern Mathematik, 

Fremdsprachen und Deutsch gestrichen wor-

den sind. „Schon heute zählt Deutschland zu 
den drei Ländern unter den Industriestaaten 

der OECD, die ihren Schülern bis zum Abitur 
den wenigsten Unterricht bieten, nämlich rund 

9.400 Vollzeitstunden gegenüber einem OECD-

Mittel von 11.500 Vollzeitstunden. PISA-
Begleituntersuchungen haben gezeigt, dass 

Beschulungsdauer und Kompetenzerwerb sehr 
wohl in einem Zusammenhang stehen", so 

Meidinger.  

 
Leider zeige der Aufruf, dass nicht wenige G8-

Befürworter bereit seien, im Zweifel auch an 
der Qualität zu kürzen, um eine Rückkehr zu 

G9 zu verhindern. Falls der Vorschlag der „G8-

Retter“ Wirklichkeit werden sollte, gebe es 
eigentlich nur eine Gewinnergruppe: „Das sind 

die Landesfinanzminister, die dadurch weitere 
Lehrerstellen abbauen könnten.“ Verlierer sei-

en die Eltern, deren 80-prozentiger Wunsch 

nach G9 weiter ignoriert werde, und die Gym-
nasialschüler, deren Abitur dann weniger wert 

sei, weil hinter der Studienberechtigung immer 
weniger eine Studienbefähigung stehe. 

(11/23/14) 
 

 

Namen und Nachrichten 
 

(dbb) Laut einer Studie der Bundesregierung 
kommen auf strapazierte Straßen, Schienen 

und Wasserwege in Deutschland bis 2030 noch 
größere Belastungen zu. Die Verkehrsprognose 

sagt die stärksten Zuwächse für die Bahn und 
beim Lkw-Transit voraus, aber auch der Pkw-

Verkehr werde trotz schrumpfender Bevölke-

rung weiter zunehmen. Die verkehrspolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Kir- 

sten Lühmann, die auch dbb Vize ist, mahnte 
angesichts dieser Entwicklungen eine Einbin-

dung von Anwohnern an, etwa beim Lärm-

schutz. Sie machte auch deutlich, „dass mehr 
Investitionen in die Schienenwege erforderlich 

sind als bisher geplant“.  
 

Gast bei der Landeshauptvorstandssitzung des 

dbb bremen am 21. Mai 2014 war der Zweite 
Vorsitzende und Fachvorstand Tarifpolitik des 

dbb, Willi Russ. Themen der Diskussion wa-
ren unter anderem die demografische Entwick-

lung und die Nachwuchsgewinnung für den 
öffentlichen Dienst, die Entwicklungen der 

Versorgung in Bund und Ländern sowie die 

Debatte über eine mögliche Rücknahme der 
Föderalismusreform, teilet der dbb bremen am 

11. Juni 2014 mit.  
 

Die dbb Kampagne zur Nachwuchswerbung im 

öffentlichen Dienst „Die Unverzichtbaren“ hat  

 

 

 
 

der dbb Hessen in den Mittelpunkt seines Auf-
tritts beim diesjährigen Hessentag in Bensheim 

gestellt. „Wir werden in den nächsten zehn 

Tagen den öffentlichen Dienst in all seinen 
Facetten darstellen“, kündigte die dbb Landes-

vorsitzende Ute Wiegand-Fleischhacker 
zum Auftakt der Veranstaltung am 7. Juni 2014 

an. „Wir werden um Nachwuchs werben, aber 
auch unsere gewerkschaftlichen Forderungen 

darstellen.“ Schon am ersten Tag hatten meh-

rere hundert Besucher des Hessentages das 
Informationsangebot angenommen.  

 
Baden-Württemberg unternimmt nach Ansicht 

von Thomas Eigenthaler zu wenig im Kampf 

gegen Steuersünder. Der Bundesvorsitzende 
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) 

und dbb Vize sagte am 2. Juni 2014 der Nach-
richtenagentur dpa: „Wenn wie versprochen 

500 neue Stellen bis 2016 geschaffen werden, 

dann heißt das schlicht, dass man früher nicht 
genug getan hat.“ Der DSTG-Chef mahnte 

zugleich eine gute Fortbildung und Ausstattung 
an. Auf dem Fahrrad könne man keinem 

Hinterziehungsferrari hinterherfahren, so Ei-
genthaler. Die Höhe der in Baden-

Württemberg jährlich hinterzogenen Steuern 

wird auf fünf bis zehn Milliarden Euro ge-
schätzt. Erneut forderte Eigenthaler, den Län-

derfinanzausgleich zu korrigieren. Bislang fließt 
das eingetriebene Geld fast ganz in den Fi-
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nanzausgleich. Die 75.000 Euro, die eine neue 
Steuerfahnder-Stelle koste, müssten dem je-

weiligen Bundesland gutgeschrieben werden. 
Schätzungen zufolge bringt die Arbeit eines 

Fahnders zwischen einer und 1,5 Millionen 

zusätzliche Steuern. 
 

Angesichts des Bewerbermangels für viele 
Ausbildungsberufe und der steigenden Zahl 

von Studierenden haben Experten und Politik 

einen Mentalitätswandel gefordert. Den Vorsit-
zenden des Deutschen Philologenverbandes 

(DPhV), Heinz-Peter Meidinger, zitierte 
„Focus“ (Ausgabe vom 6. Juni 2014) mit den 

Worten: „Wir brauchen eine ehrliche gesell-

schaftliche Diskussion darüber, wie viele Hoch-
schulabsolventen unsere Gesellschaft benö-

tigt.“ Gymnasien täten zu wenig, um die Schü-
ler auf die Berufswelt vorzubereiten. „Jedes 

Gymnasium bräuchte jemanden, der sich nur 
darum kümmert und die Schüler kompetent 

beraten kann.“  

 

Der Bund Deutscher Forstleute (BDF) hat be-
grüßt, dass renommierte Forstwissenschaftler 

in einem offenen Brief Zweifel an den Einstu-
fungen der Invasivität einiger Baumarten durch 

das Bundesamt für Naturschutz (BfN) ange-

meldet haben. So waren vom BfN forstlich 
kultivierte Baumarten wie Douglasie, Roteiche, 

Weymouthskiefer, Robinie und Hybridpappel 
als invasive, gebietsfremde Arten eingestuft 

worden, die heimische Arten gefährden. Das 

Bundesamt hatte diese Arten einer „Schwarzen 
Liste“ zugeordnet, für die ein spezielles Mana-

gement zur Kontrolle und Ausbreitungsbegren-
zung vorgesehen ist. Die Forstwissenschaftler 

werfen in ihrem offenen Brief der Studie des 

BfN erhebliche Mängel bei Wissenschaftlich-
keit, Objektivität und Transparenz vor. Wenn 

das Naturschutzgutachten Grundlage einer EU-
Verordnung wird – und dies sei zu befürchten - 

werde die Forstwirtschaft im Kampf gegen den 
Klimawandel eingeschränkt, stellte der BDF am 

10. Juni 2014 fest.  

(12/23/14) 

 

 


